Bericht des Sonderausschuss Wörgler Infrastruktur GmbH (WIG)
Vorbemerkungen
Der Sonderausschuss wurde am 25.05.2014 vom Gemeinderat auf Antrag der Wörgler Grünen gegründet und tagte in 6 Sitzungen im Zeitraum von 06/2014 bis 01/2016.

Mitglieder des Sonderausschuss WIG:

GR Richard Götz, GR Evelin Treichl, GR Christian Kovacevic, GR Christian Huter, GR Christiane Feiersinger, GR Herbert Pertl
Dem Sonderausschuss standen ausschließlich Unterlagen in Papierform zur Verfügung. Die im Amt elektronisch gespeicherten Daten konnten wegen datenschutzrechtlicher Bedenken seitens der Bürgermeisterin nicht  eingesehen werden.
Der Berichtszeitraum erstreckt sich von der Gründung der Gesellschaft am 30.12.2003 bis 31.10.2012

Dieser Bericht versucht, Zusammenhänge und Abläufe innerhalb und außerhalb der WIG darzulegen. Dem Ausschuss ging es vor allem um die Plausibilität der Vorgänge und Maßnahmen der WIG und um die Darstellung der enormen Kostenüberschreitungen sowie die Nichteinhaltung des Zeitplanes.

Technische und bauliche Maßnahmen wurden vom Sonderausschuss nicht überprüft.

Die Gesellschaft, kurz WIG genannt, wurde am 30.12.2003 von der Stadtgemeinde Wörgl errichtet.

Der Unternehmensgegenstand bestand in der Errichtung und Erhaltung infrastruktureller Einrichtungen im Gebiet der politischen Gemeinde Wörgl.

Die Geschäftsanteile wurden zu 100% von der Gemeinde Wörgl gehalten.
Eckpunkte:
Die Bautätigkeit der WIG bestand im Wesentlichen aus der Errichtung der Nordtangente und der Rupert Hagleitnerstraße.

Einzelabschnitte Nordtangente:

- Kreisverkehr West, 

- Straße Abfahrt Shell Tankstelle bis Grillparzerstraße, 

- Bahnunterführung Nord, 

- Rad- und Fußwegunterführung ÖBB.

Die Länge der Nordtangente beträgt ca. 2.500 m und die verbaute Fläche beträgt ca.25.000 m².

Die Gesamtkosten betragen bis heute, inklusive Grundablösen und weitere Bautätigkeit der Stadtgemeinde ab 2013 ca. €16.500.000,- .inkl. MWSt

Am 18.12.2003 ging man von Gesamtkosten - also inklusive dem noch ausstehenden Kreisverkehr Ost und die ebenfalls ausstehende dazugehörige Verbindungsstraße - von € 12.000.000,- exkl. MWst. aus.
Beauftragung der WIG mit Aufgaben:

Es gab nie einen formalen Auftrag der Stadt an die WIG, bestimmte Angelegenheiten zu übernehmen (Stellungnahme Dr. Sallinger).
Vorsteuerabzugsberechtigung:

2003 wurde unter entsprechenden Vorbehalten die Vorsteuerabzugs-berechtigung vom Finanzamt Kufstein anerkannt (Stellungnahme Dr. Sallinger).

Die Übernahme von vermehrt hoheitlichen Aufgaben durch die WIG war mit ein Grund, dass die Vorsteuerabzugsberechtigung anlässlich einer Betriebsprüfung im Jahr 2007 überwiegend wieder aberkannt wurde.
Bauabschnitte:
Kreisverkehr West: Dieser Abschnitt wurde vom Sonderausschuss nicht begutachtet, da die Überprüfung bereits vom Land Tirol durchgeführt wurde.

Abschnitt Shell Tankstelle bis Firma Transped: dieser Abschnitt wurde ebenfalls nicht begutachtet, da die bestehende Gewerbestraße nur punktuell adaptiert wurde und es bis 2012 keinen Neubau dieses Abschnittes gab.
Abschnitt Firma Transped bis Abfahrt Gießenweg: 

Dieser Abschnitt wurde von Prof. Erlacher untersucht und in einem Gutachten als „teilweise nicht überprüfbar“ - jedoch insgesamt als „richtig“ bezeichnet.

Hier ist bemerkenswert, dass lediglich eine Summe von ca. €1.000.000,- exkl. MWSt überprüft wurde und der Rest überhaupt nicht oder nur kursorisch. Bei Rechnungen im Wert von €1.315.000,- exkl. MWSt ist vermerkt „nur teilweise nachvollziehbar“. 

Weil es sogar dem Gutachter schlecht möglich war, diesen Abschnitt ganzheitlich zu überprüfen, wurden die Laufmeterkosten einer der Nordtangente entsprechenden Straße (Landesstraße 8m breit) den Laufmeterkosten dieses Abschnittes gegenübergestellt.

Länge des Abschnittes:           ca. 1.450 m
Laufmeterkosten Landesstraße:      €900,- exkl. MWSt
Laufmeterkosten Nordtangente: € 2.765,- exkl. MWSt

Wodurch dieser gravierende Unterschied bei den Laufmeterkosten entstanden ist, müssen - falls gewünscht - Tiefbauexperten untersuchen, da es dem Sonderausschuss durch einerseits fehlende Tiefbaukenntnisse, andererseits durch fehlende Unterlagen und fehlende Auskunftspersonen nicht möglich war, dies festzustellen.
Abschnitt Bahnunterführung Nord und Rad- und Fußwegunterführung ÖBB:
Veranschlagte Baukosten: € 1.800.000,-exkl. MWSt

Tatsächliche Baukosten   : € 2.700.000,-exkl.MWSt

Dieser Abschnitt wurde vom SA nicht untersucht.

Jedoch musste auch hier eine Baukostenüberschreitung von € 900.000,-netto oder 50 Prozent festgestellt werden
Errichtung Rupert Hagleitnerstraße.
Ebenfalls nicht untersucht wurde die von der WIG errichtete Rupert Hagleitnerstraße.

Auch hier zeigt ein Vergleich der Laufmeterkosten große Abweichungen von den Normkosten einer Landesstraße:

Länge:  ca. 640m, 

Baukosten:  € 1.200.000,- exkl MWSt 
Laufmeterkosten Landesstraße:         € 900,- exkl. MWSt
Laufmeterkosten Hagleitnerstraße: € 1.875,- exkl. MWSt
2010 wurde vom Eigentümer der WIG ein Aufsichtsrat bestellt, der sich des Weiteren mit dem Geschäftsgebaren der WIG befasste und unter anderem 2 Gutachten von einem Bausachverständigen (Prof. Erlacher) und eine rechtliche Stellungnahme (Dr. Sallinger) in Auftrag gab, die allen Gemeinderäten zur Ansicht übermittelt wurden und Gegenstand von Tagesordnungspunkten im Gemeinderat waren.
Der Aufsichtsrat erstellte nach Durchsicht eines Großteils der WIG Unterlagen und der in Auftrag gegebenen Gutachten bzw. einer Stellungnahme eine Grobfehlerliste.

Von den 45 festgestellten „Grobfehlern“ werden nachfolgend einige der wichtigsten Punkte aufgezählt.
- Diese Art der Auslagerung ist 

a. mangels einer gesetzlichen Ermächtigung zur Einhebung von Gebühren

b. zufolge Verstoßes gegen das Finanzverfassungsgesetz 

c. als Erfüllung öffentlich-rechtlicher Aufgaben (Hoheitsbetrieb) 
aus Sicht des Gutachters (Dr. Sallinger) und des Finanzamtes unzulässig. 
- Die WIG wurde nie mit Tätigkeiten beauftragt (keine Auslagerung/Beleihung) – GR Beschluss zur Gründung einer Gesellschaft ist nicht ausreichend.
- Ausgleichszahlungen für Grundstücksabtretungen wurden nicht von der WIG sondern von der Stadt bezahlt 

- Mangelhafte Jahresabschlüsse 

- Mangelhafte Rechnungslegungen 

- Aufwendungen z.T. nicht ursächlich der WIG zuzuordnen

- überwiegend verspätete Zahlungen an Lieferanten – Verfall von Skonti bzw. zusätzliche Kosten durch Mahnspesen und Verzugszinsen
Fazit (Aufsichtsrat):
Auslagerung der WIG war mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit (Prüfung Finanzaufsicht und Bericht Dr. Sallinger) rechtswidrig.
Weitere vom Sonderausschuss besprochene und untersuchte Punkte:
a. Deponie Schanze 

b. Winterdienst

c. Zuschuss Werkhallenbau in Folge einer Grundabtretung

d. Hochwasserentschädigung

a. Deponie Schanze

2006 (Spätherbst) wurden einerseits 1.650 m³ (ca. 167 LKW Fahrten) Wegschotter zur Zufahrt Schanze geliefert und wie den Unterlagen zu entnehmen war, auch verbaut (auf 100 m Wegstrecke).

Andererseits wurden 7.590 m³ Schuttmaterial nördlich der Straße (wie wir heute wissen - illegal) gelagert.

Für beide Vorgänge wurden insgesamt € 66.518,- exkl MWSt bezahlt.

Beide Vorgänge sind nicht eindeutig der WIG zuzuordnen, wurden aber von der WIG bezahlt.

b. Winterdienst

Bei der Durchsicht diverser Rechnungen sind die hohen Kosten für den Winterdienst aufgefallen.

In insgesamt 8 Wintern wurden € 685.000,- inkl. MWSt und 1.236 Tonnen Streusalz der WIG verrechnet. 

Einerseits wurden hier von der WIG Aufgaben von der Stadt übernommen (bis zum Hennersberg) und andererseits ging die Gemeinde Wörgl 1998 durch den Kauf der ehemaligen, alleinigen ÖBB- Terminal Zufahrt die Verpflichtung zur alleinigen Erhaltung dieser Zufahrt ein, was auch den Winterdienst einschließt und sich mit erheblichen Kosten beim Winterdienst niederschlug.
Anmerkung:

Am 01.10. 1998 wurde die ehemalige, alleinige Zufahrtsstraße zum ÖBB Terminal gekauft und dadurch auch die Instandhaltung der Straße übernommen (wirkt sich in der WIG Bilanz beim Winterdienst aus).

Begründung: durch diese Maßnahme würden die angesiedelten Betriebe und die noch zu erwartenden Betriebsansiedlungen von der „Mautgebühr“ durch die ÖBB entlastet.

Kaufpreis S 4,900.000,- .

Nach dem Bau des Kreisverkehrs Wörgl West und der Tangente ist die Zufahrt eigentlich überflüssig geworden. Man sollte sich dringend eine Lösung überlegen, die zur Verringerung der Erhaltungs- und Betriebskosten führt.
c. Zuschuss zum Werkhallenbau in Folge einer Grundabtretung

Laut Aussagen des damaligen Geschäftsführers war es zum Bau der Nordtangente notwendig, ein Bürogebäude und die dazugehörige Werkhalle zu entfernen. Dazu wurde am 13.11.2009 ein Vertrag zwischen der WIG und den Eigentümern der Werkhalle und des Bürogebäudes unterzeichnet. Dieser Vertrag sieht vor, die Kosten der Neuerrichtung der Werkhalle bis zu einer Summe von € 200.000,- exkl. MWSt zu übernehmen.

Bemerkenswert ist, dass diese Vereinbarung auf ausdrücklichen Wunsch des damaligen Bürgermeisters erstellt wurde.

Aus heutiger Sicht muss gesagt werden, dass die Entfernung der Werkhalle nicht notwendig war, da der im Bebauungsplan (2008) festgelegte Mindestabstand von 6m ausreichend gewesen wäre.

d. Hochwasserentschädigung

In den Unterlagen der WIG befinden sich zwei Auszahlungsbelege im Gesamtwert von € 50.000,- an zwei Hochwassergeschädigte.

Am 20.11.2007 wurden von der WIG insgesamt € 50.000,- unter dem Titel „1. Rate der Hochwasserentschädigung lt. Vereinbarung Pumpwerk TIWAG“ ausgezahlt.

Angewiesen wurden beide Auszahlungen vom damaligen Geschäftsführer der WIG, der auf Nachfrage sich nicht mehr erinnern konnte, warum er diese Auszahlungen veranlasst hatte.

Am 20.12.2007 wurden auf Anweisung vom damaligen Bürgermeister € 50.000,- unter dem Titel „Rücküberweisung Hochwasserspenden“ vom Hochwasserspendenkonto wieder an die WIG getätigt.

Bemerkenswert ist, dass diese Geldtransaktionen mehr als 2 Jahre nach dem Hochwasserereignis stattgefunden haben und es kein Gremium gab, das die Rechtmäßigkeit dieser Zahlungen bestätigt hätte. Für die Richtigkeit der Rücküberweisung unterschrieb abermals ad personam  der damalige Geschäftsführer der WIG, was mehr als merkwürdig erscheint.

e. Grundablösen

Alle Grundablösen wurden von der Stadtgemeinde vorgenommen und auch bezahlt.
Mehrere Grundablösen wurden erst nach Baubeginn der Nordtangente unterschrieben – mit völlig uneinheitlichem Vorgehen.
Die Grundstückspreise der abgelösten Grundstücke lagen zwischen (mehrheitlich) € 75,- und € 150,-.
Ob die sehr unterschiedlichen Quadratmeterpreise mit dem nicht einheitlichen Vorgehen der Verantwortlichen zu begründen sind, entzieht sich der Kenntnis des Sonderausschusses.
Zusammenfassung
Rechtlich:
„Die Auslagerung der WIG 2003 war mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit (Prüfung Finanzaufsicht und Bericht Dr. Sallinger) rechtswidrig“ laut Zitat Aufsichtsratsprotokoll WIG.
Steuerlich:

Die Vorsteuerabzugsberechtigung wurde vom zuständigen Finanzamt 2003 nur mit entsprechenden Vorbehalten zugesagt.
Die Übernahme von vermehrt hoheitlichen Aufgaben durch die WIG war mit einer der Gründe, dass die Vorsteuerabzugsberechtigung später dann doch nicht zuerkannt wurde.
Baulich:
Bei fast allen Bauvorhaben wurden erheblich Kostenüberschreitungen gegenüber den ursprünglichen Plan- sowie den üblichen Normkosten festgestellt.

Das generelle Problem bei der Beurteilung der ausgeführten Bautätigkeiten an der Nordtangente ist, dass es kaum schriftliche Aufträge dazu gibt (oder dem Ausschuss nicht zur Verfügung standen), um zu beurteilen was „bestellt“ und was tatsächlich gebaut und abgerechnet wurde.
Daher wurde versucht an Hand von Laufmeterkosten Vergleiche herzustellen.

Laufmeterkosten Landesstraße:      € 900,- netto

Laufmeterkosten Hagleitnerstraße:€ 1875,- netto

Laufmeterkosten Nordtangente:     € 2765,- netto
Die Nordtangente wurde bis zum Schluss mittels Baustellenverordnung gebaut, weil entsprechenden Verträge und Genehmigungen fehlten.

Als mit dem Bau der Nordtangente begonnen wurde, waren einige der dafür benötigten Grundablösen noch nicht getätigt.

Insgesamt ergab die Vorgehensweise ein sehr ungeordnetes „Bild“.
Übernahme von Agenden, die nicht im Aufgabenbereich der WIG lagen:

Bei der Durchsicht von Rechnungseingängen fanden sich eine große Anzahl von Belegen, die nicht im Aufgabenbereich der WIG lagen.

a. Winterdienst erfolgte punktuell über das ganze Stadtgebiet
Bei der Beauftragung wurde häufig nicht unterschieden, ob der Auftrag im Wirkungsbereich der WIG oder der Stadt lag (was zu markanten Problemen beim Finanzverfahren bzgl. Vorsteuerabzugsberechtigung führte).
b. Tätigkeiten rund um den Rechnungsposten „Deponie Schanze“

Hier wurden Arbeiten trotz fehlender Genehmigungen und Beauftragungen außerhalb des Wirkungsbereiches der WIG durchgeführt.

c. Verkehrszählungen und -konzepte im gesamten Stadtgebiet, Ankauf von Mobiltelefone, Anschaffung und Betrieb von Radargeräten für die Stadtgemeinde, Verkehrswertgutachten Feuerwehrhaus usw.

d. Hochwasserentschädigungen
Hier wurden Zahlungen vorgenommen, die ebenfalls nicht zum Aufgabenbereich der WIG gehörten.
Ob rechtliche Bestimmungen bei Vergabe und Auszahlung von Spendengeldern verletzt wurden, kann nur durch eine eingehende Überprüfung des Hochwasserspendenkontos festgestellt werden.
Für den Sonderausschuss WIG                        Wörgl am 11.02.2016
Der Ausschussvorsitzende

Richard Götz
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